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(Nr. 12978.) Geſetz, betreffend ausländiſchen Kommunalkredit. Vom 9. Juli 1925. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 


(1) Gemeinden, Gemeindeverbände bedürfen zur rechtswirkſamen Aufnahme von ausländiſchem 
Kredit der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, ſoweit es ſich nicht um Anleihen, ſondern um die 
Aufnahme nur vorübergehender, aus ordentlichen Einnahmen zu deckender Kredite handelt. 

) Dasſelbe gilt für Giroverbände einſchließlich ihrer Bankanſtalten, ſoweit die Auslands- 
kredite an Länder, Gemeinden oder Gemeindeverbände gegeben werden ſollen. 5 


9 2. 

Die im § 1 Abſ. 1 genannten öffentlichen Körperſchaften bedürfen zur Übernahme von Bürg. 
ſchaften und zur Beſtellung von Sicherheiten für Auslandskredite, die von Dritten aufgenommen 
werden, der Genehmigung der Auffichtsbehörde, ſoweit nicht bereits nach bisherigem Rechte die 
Genehmigung einer anderen Stelle erforderlich iſt. 


8 3 
Ss . 
Die zwiſchen der Reichsregierung und den Ländern vereinbarten Richtlinien über die Auf⸗ 
nahme von Auslandskrediten durch Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände ſind für die Dauer 
dieſes Abkommens auch für die Beſchlußbehörden verbindlich. 


84. 5 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 
$ 5. 
Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, dieſes Geſetz außer Kraft zu ſetzen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 


Berlin, den 9. Juli 1925. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. E S evering. 


(VBierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 1. Auguſt 1925.) 
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Gr. 12979.) Geſetz über die Wahlzeit der Provinzial (Kommunal-) Landtage und Kreistage und ihrer 
Mitglieder. Vom 9. Juli 1925. 5 f f a 4 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


| 19 5 Einziger Artikel = 
Die Wahlzeit der Abgeordneten der Provinzial⸗ (Kommunal-) Landtäge und Kreistage wird 
bis zum 1. November 1925 verlängert. 50 Peer 8 N 5 
Dias Gefeh tritt mit Wirkung vom 20. Februar 1925 in Kraft. | 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. un 
Berlin, den 9. Juli 1925. 


(Siegel) Dias Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 12980) Verorbnung über die Erhebung der 1495 zur Landwirtſchaftskammer für die Grenz. 
mark Poſen⸗Weſtpreußen. Vom 9. Juli 1925. i x 


Auf Grund des § 18 Abſ. 1 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetz⸗ L 


,,, 1, Ki 10. Dezember 1920 (Geſehſamml. 1921 S. 41) . 
Tann. 9.120) 10 8 ol die Geſeze vom 28 Mal 1928 (Geſehſamml. 1923 S. 267) abgeänderten „Faſſung 
0 gr. 


N 1 

Die Beiträge zur Landwirtſchaftskammer für die Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen werden auf die beitrags- 
pflichtigen Beſitzungen nach dem Maßſtabe der auf Grund des Artikels II § 3 Abſ. 1 Nr. 1 der Zweiten 
Steuernotverordnung vom 19. Dezember 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 1205) berichtigten Wehrbeitragswerte verteilt. 


Von denjenigen beitragspflichtigen Beſitzungen, die zum berichtigten Wehrbeitragswerte nicht veranlagt 
worden ſind, werden die Beiträge zur Landwirtſchaftskammer wie bisher nach dem Grundſteuerreinertrag 
erhoben mit der Maßgabe, daß ein Beitragsſatz von eins vom Tauſend des berichtigen Wehrbeitragswerts 
einem Beitragsſatze von vierzehn vom Hundert des Grundſteuerreinertrags gleichzuftellen iſt. 


§ 2. 


Für die Beitragsberechnung werden die berichtigten Wehrbeitragswerte auf volle 100 Mark. nach unten 
abgerundet. 


Für die Beitragsberechnung nach dem Grundſteuerreinertrage gilt die Abrundungsvorſchrift des Geſetzes. 


37716175 


nn 9 43 — „ 1 .. 4 — 4 
* 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage 0 Verkündung in Kraft. Sie hat auch für die am 
von der Landwirtſchaftskammer beſchloſſene mlage Geltung. g e 


Berlin, den 9. Juli 1925. i 5 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Steiger. 
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(Kr. 12981.) Verordnung über die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der Schutzpolizeibeamten. 
Vom 16. Juli 1925. e 


Auf Grund des § 30 des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung der 
Bekanntmachung des Finanzminiſteriums vom 13. Mai 1924 (Geſetzſamml. S. 487) wird verordnet: 


Das Beſoldungsdienſtalter der Schutzpolizeibeamten wird gemäß § 3 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 17. Dezember 1920 unter Berückſichtigung nachſtehender Vorſchriften feſtgeſetzt: 


A. Polizeiwachtmeiſter (Sammel-Bezeihnung). 

J. Der Polizeiwachtmeiſter erhält bei feiner Beförderung zu dieſem Dienſtgrad, ſowweit ſich nicht auf 
Grund des § 3 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes ein günſtigeres Beſoldungsdienſtalter ergibt, in der 
Beſoldungsgruppe 3 ein Beſoldungsdienſtalter von 6 Jahren. f 

2. Bei der Beförderung zum Polizeioberwachtmeiſter (Übertritt von Beſoldungsgruppe 3 in die Beſol⸗ 
dungsgruppe 4) darf das Beſoldungsdienſtalter nicht um mehr als 2 Jahre verkürzt werden. 


5 . B. Polizeioffiziere. 

1. Soweit ſich nicht nach den Vorſchriften des § 3 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, gegebenenfalls in 
Verbindung mit den Beſtimmungen unter A 1 und 2, ein günſtigeres Beſoldungsdienſtalter ergibt, erhält der 
Polizeileutnant bei feiner Beförderung zu dieſem Dienſtgrad in der Beſoldungsgruppe 5 ein Befoldungsdienit- 
alter von 8 Jahren. N e Si 

2. Beim Übertritt aus der Beſoldungsgruppe 5 in die Beſoldungsgruppe 6, aus der Beſoldungs—⸗ 
89 80 in die Beſoldungsgruppe 9, aus der Beſoldungsgruppe 9 in die Beſoldungsgruppe 10 und aus 

er Beſoldungsgruppe 10 in die Beſoldungsgruppe 11 darf das Beſoldungsdienſtalter nicht um mehr als 
2 Jahre verkürzt werden. Er : 


| Ai | 85 § 2. 
Vorſtehende Beſtimmungen treten mit Wirkung vom 1. März 1925 ab in Kraft. 
§. 3. 
Abergangsbeſtimmungen. 


1. Das ee e der Polizeiunterwachtmeiſter, die als 1 BIN in die Schutz- 
polizei eingeſtellt worden find, iſt in der Beſoldungsgruppe 2 auf den Tag des Eintritts in den Heeres— 
dienſt feſtzuſetzen. ö 85 

2. Das Beſoldungsdienſtalter der am 1. März 1925 vorhanden geweſenen und der in der Zeit vom 
I. Januar 1925 bis zum 28. Februar 1925 mit Verſorgungsanſprüchen ausgeſchiedenen Schutzpolizeibeamten 
iſt nach vorſtehenden Vorſchriften mit Wirkung vom 1. März 1925 ab unter Zugrundelegung der an dieſem 
Tage gültig geweſenen Gehaltsſätze neu feſtzuſetzen, wenn ſich danach ein günſtigeres Beſoldungsdienſtalter als 
nach den bisherigen Vorſchriften ergibt. Bisher für die Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der Schutz⸗ 
polizeibeamten zugeſtandene Übergangsvergünſtigungen (Vorrückung des Beſoldungsdienſtalters der Abiturienten, 
Mitnahme des Beſoldungsdienſtalters aus der Beſoldungsgruppe 5 in die Beſoldungsgruppe 6 und aus 
Beſoldungsgruppe 9 in die Beſoldungsgruppe 10 nach Abſchnitt J des Erlaſſes des Miniſters des Innern vom 
19. September 1921 — II. J. 1570 — und Verbeſſerung des Beſoldungsdienſtalters um 2 Jahre nach 
Abſchnitt D a. a. O.) bleiben bei der Neufeſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters auf Grund dieſer Verordnung 
außer Betracht.“ 

Auf die vor dem 1. Januar 1925 ausgeſchiedenen Schutzpolizeibeamten finden dieſe Vorſchriften keine 
Anwendung. a d 
Das Beſoldungsdienſtalter der unkündbar angeſtellten Schutzpolizeibeamten bleibt durch vorſtehende Be⸗ 
stimmungen unberührt.“ f f f a ö i 
N 2 58 EN 8 57 ö ö . . 
Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern. a 

Berlin, den 16. Juli 1925. 


(Sekt) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
N Braun. Severing. Höpker Aſchoff, 
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2. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Februar 1925 über die Genehmigung zur 
Verlegung des Geſchäftsjahrs der Eiſenbahngeſellſchaft Altona-Kaltenkirchen-Neumünſter durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 23 S. 189, ausgegeben am 6. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. April 1925 über die Ausdehnung des 
dem Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), und den Main⸗ 


Kraftwerken, Aktiengeſellſchaft in Höchſt (Main), durch Erlaß vom 29. Mai 1924 verliehenen 
Enteignungsrechts zum Bau einer Hochſpannungsleitung von Neuenahr nach Höchſt (Main) durch 
das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 19 S. 94, ausgegeben am 9. Mai 1925; 


der Exlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 24. April 1925 über die Genehmigung zur 


Herabſetzung des Grundkapitals der Nauendorf⸗Gerlebogker Eiſenbahngeſellſchaft durch die Amtsblätter 
der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 25 S. 251, ausgegeben am 20. Juni 1925, und 
der Regierung in Merſeburg Nr. 26 S. 122, ausgegeben am 27. Juni 1925; R 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Mai 1925 über die Genehmigung zur 


Herabſetzung des Grundkapitals der Kerkerbachbahn Aktiengeſellſchaft durch das Amtsblatt der 
Regierung in Wiesbaden Nr. 25 S. 117, ausgegeben am 20. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Mai 1925 über die Ausdehnung des 


dem Märkiſchen Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, durch den Erlaß vom 14. Of. 
tober 1924 verliehenen Enteignungsrechts auf eine Stauerhöhung der Neiße beim Kraftwerke Neißmühle 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 23 S. 105, ausgegeben am 6. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Mai 1925 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für elektriſche An⸗ 
lagen innerhalb des Stadtkreiſes Guben durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. 
Nr. 23 S. 105, ausgegeben am 6. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Mai 1925 über die Genehmigung einer 


Satzungsänderung des Landſchaftlichen Kreditverbandes der Provinz Schleswig ⸗Holſtein durch das 
Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 23 S. 189, ausgegeben am 6. Juni 1925; g 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Mai 1925 über die Genehmigung eines 4 
Nachtrags zur Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Schleswig⸗Holſtein durch das 


Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 23 S. 189, ausgegeben am 6. Juni 1925 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Mai 1925 über die Verleihung des Ent: 
eignungsrechts an die Niederlauſitzer Kohlenwerke in Berlin für den Weiterbetrieb ihrer Grube 
Viktoria II bei Senftenberg durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 25 S. 117, 
ausgegeben am 20. Juni 1925; 


r 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Mai 1925 über die Verleihung des Ent- 


eignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), 
für die Herſtellung einer 100 000 Volt-Reitung von der Schaltſtation Kierdorf (Kreis Euskirchen) 
nach Euskirchen⸗Kuchenheim durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 23 S. 103, ausge 
geben am 6. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Mai 1925 über die Genehmigung zur 


Verlegung des Geſchäftsjahrs der Elmshorn⸗Barmſtedt⸗Oldesloer Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 23 S. 189, ausgegeben am 6. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Mai 1925 über die Genehmigung des 


zweiten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe von 
1924) durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 26 S. 126, ausgegeben am 27. Juni 1925; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Mai 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 


eignungsrechts an die Stadtgemeinde Lieberoſe, Kreis Lübben, für die Anlegung einer Sommerbade- 
anſtalt durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 24 S. 109, ausgegeben am 13. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Mai 1925 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadt Bochum für die Anlage eines neuen kommunalen Friedhofs durch 
das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 25 S. 124, ausgegeben am 20. Juni 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Mai 1925 über die Verleihung des 


Euteignungsrechts an die Gemeinde Treis, Kreis Cochem, für den Bau einer Brücke über die 
Moſel durch das Amtsblatt der Regierung in Coblenz Nr. 26 S. 99, ausgegeben am 20. Juni 1925; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Juni 1925 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitäts⸗Verſorgungsgeſellſchaft m. b. H. in 
Grüne bei Letmathe für den Bau einer 25 000 Volt Leitung von Letmathe nach Sümmern 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 26 S. 130, ausgegeben am 27. Juni 1925. 
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